
33

AMTSBLATT
der Stadt Mönchengladbach

Nr. 5 Jahrgang   41
28. Februar 2015

Die Veröffentlichung des nachfolgenden
Beschlusses des Planungs– und Bauaus-
schusses im „Amtsblatt der Stadt Mön-
chengladbach“ wird angeordnet:

Aufstellung eines Bauleitplanes

Der Planungs- und Bauausschuss hat in
seiner Sitzung am 10.02.2015 folgenden
Beschluss gefasst:

„Der Planungs- und Bauausschuss be-
schließt gemäß §§ 1 Abs. 8 und 2 Abs. 1
des Baugesetzbuches (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 20.11.2014 (BGBl. I S. 1748): 

Einen Bebauungsplan mit Festsetzungen
nach § 9 BauGB für das nachstehend um-
grenzte Gebiet aufzustellen: 

Stadtbezirk Süd – Gebiet umgrenzt durch
den Stapper Weg im Osten, im Norden
durch die Straße An den Fichten, im Wes -
ten durch die Straße Wetschewell sowie
im Süden durch die Bahntrasse Rheydt-
Jüchen. 

Im Einzelnen verläuft die Grenze des Plan-
gebietes von der nordwestlichen Seite der
Bahntrasse ca. 18 m vor der Unterführung
der Straße Wetschewell/ Bahntrasse ent-
lang der nordwestlichen Seite der Bahn-
trasse bis zum Schnittpunkt mit dem Flur-
stück 99 der Gemarkung Odenkirchen,
Flur 27 (Stapper Weg), entlang der süd-
westlichen Seite des Flurstücks 99 (Stap-
per Weg) bis zur Einmündung in die
Straße An den Fichten, von dort entlang
der südlichen Straßenseite An den Fichten
bis zum nordwestlichen Punkt des Flur-
stücks 1966, von hier aus entlang der
südwestlichen Seite des Flurstücks 1884
bis zum Schnittpunkt mit dem Flurstück
1878. 
Die Grenze orientiert sich weiterhin an der
südwestlichen Seite des Flurstücks 1884
bis zum Schnittpunkt mit dem Flurstück
1878, von dort entlang der nordwestlichen
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Seite der Flurstücke 1878, 1410, 2034 und
2035 bis zum Schnittpunkt mit dem Flur-
stück 885, von dort entlang der südwestli-
chen Seite des Flurstücks 2035 bis zum
Schnittpunkt mit den Flurstücken 2034,
2036 und 2037, von dort entlang der
nordwestlichen Seite der Flurstücke 2037
und 1413 bis zum Schnittpunkt mit dem
Flurstück 1812, entlang der südwestlichen
Seite des Flurstück 1413 bis zum Schnitt-
punkt mit der Straßenverkehrsfläche des
Flurstücks 2040 (Straße Wetschewell),
von dort entlang der östlichen Seite der
Flurstücke 1812 und 1813 bis zum Ende
des Kreuzungsbogens des Flurstückes
1813. Von hier aus quert die Plangebiets-
grenze die Straße Wetschewell bis zum
Anfangspunkt. 

Planungsziel: 

Ziel der Planung ist die Sicherung und
Entwicklung von Gewerbeflächen sowie
die Steuerung der Einzelhandelsnutzun-
gen im Plangebiet, insbesondere zur Er-
haltung und Entwicklung des zentralen
Versorgungsbereiches Odenkirchen-Mit-
te. Dieses Planungsziel leitet sich ab aus
den städtebaulichen Zielstellungen des
am 13.06.2007 vom Rat der Stadt Mön-
chengladbach beschlossenen Nahversor-
gungs- und Zentrenkonzeptes.“

Bekanntmachungsanordnung

Gemäß § 2 Abs. 1 BauGB wird dieser Be-
schluss hiermit ortsüblich bekannt ge-
macht.

Dieser Aufstellungsbeschluss ermöglicht
die Anwendung des zweiten Teiles des
Baugesetzbuches, den Erlass von Verän-
derungssperren und die Zurückstellung
von Baugesuchen, sobald und soweit
Sicherungsmaßnahmen für die Bauleit -
planung erforderlich werden.

Hinweis gemäß § 44 Abs. 5 des Bau -
gesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I
S. 1748) auf § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB:

„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann
Entschädigung verlangen, wenn die
in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. Er
kann die Fälligkeit des Anspruches
dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schrift-
lich bei dem Entschädigungspflich -
tigen beantragt.“

„(4) Ein Entschädigungsanspruch er-
lischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalender -
jahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile
ein getreten sind, die Fälligkeit des
Anspruches herbeigeführt wird.“

Hinweis gemäß § 215 Abs. 2 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I

S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I
S. 1748) auf § 215 Abs. 1 BauGB:

„(1) Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.
1 bis 3 beachtliche Verletzung der
dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 beachtliche Verlet-
zung der  Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht -
liche Mängel des Abwägungsvor-
gangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres
seit Bekanntmachung des Flächen-
nutzungsplanes oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214
Abs. 2a beachtlich sind.“

Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994
(GV. NRW. S. 666); zuletzt geändert durch

Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember
2013 (GV. NRW. S. 878):

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächennut-
zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet 

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 18.02.2015

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister
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Die Veröffentlichung der nachfolgenden
Beschlüsse des Planungs- und Bauaus-
schusses im „Amtsblatt der Stadt Mön-
chengladbach“ wird angeordnet:

– Aufstellung
eines Bauleitplans;

Öffentliche Auslegung
von Bauleitplanentwürfen –

Der Planungs- und Bauausschuss der
Stadt Mönchengladbach hat in seiner Sit-
zung am 10.02.2015 folgende Beschlüsse
gefasst:

I Bebauungsplan Nr. 710/N, Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung ge -
mäß § 13a Baugesetzbuch (BauGB) 

Stadtbezirk Nord – Windberg, Gebiet
zwischen Königsberger Straße, Mari-
enburger Straße, Lindenstraße und An-
nastraße (siehe Abbildung)

Der Planungs- und Bauausschuss be-
schließt gemäß §§ 1 Abs. 8 und 2 Abs.

1 BauGB in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. I S.
2414), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I
S. 1748):

1. Den vorliegenden Entwurf des Be-
bauungsplanes Nr. 710/N mit der
Begründung gemäß § 4a Absatz 3
BauGB erneut öffentlich auszule-
gen. 

Planungsziele:
Lenkung der städtebaulichen Ent-
wicklung innerhalb des o.g. Gel-
tungsbereiches im Sinne der Siche-
rung und Weiterentwicklung der
vorhandenen Wohnsiedlung unter
Berücksichtigung der bestehenden
Nutzungen im Umfeld.

2. Die Bebauungspläne  M Nr. 171
und M Nr. 171 1. Änderung  aufzu-
heben, soweit sie durch das Gebiet
des Bebauungsplanes Nr. 710/N
betroffen werden.“

Von der Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird
gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB
abgesehen.

II Bebauungsplan Nr. 726/N – Ver -
einfachtes Verfahren gemäß § 13
Bau gesetzbuch (BauGB) 

Stadtbezirk Nord, Gebiet zwischen
Eickener Straße, Eickener Höhe, Ho-
henzollernstraße und Bergstraße (siehe
Abbildung)

„Der Planungs- und Bauausschuss be-
schließt gemäß §§ 1 Abs. 8 und 2 Abs. 1
BauGB in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom  20.11.2014 (BGBl. I
S. 1748):

Den vorliegenden Entwurf des Bebau-
ungsplanes Nr. 726/N mit dem Entwurf
der Begründung gemäß § 3 Abs. 2
BauGB öffentlich auszulegen. 

Planungsziele: 
Ziel der Planung ist die Erhaltung und
Entwicklung des zentralen Versor-
gungsbereiches Eicken-Mitte durch
den Ausschluss von nahversorgungs-
und zentrenrelevanten Einzelhandel im
Plangebiet durch Festsetzungen nach
§ 9 Abs. 2a BauGB. Dieses Planungs-
ziel leitet sich ab aus den städtebauli-
chen Zielvorstellungen des am
13.06.2007 vom Rat der Stadt Mön-
chengladbach beschlossenen Nahver-
sorgungs- und Zentrenkonzeptes (Vor-
lage Nr. VII/2537). Der Plan dient somit
zur Umsetzung des Konzeptes.“ 

Von der Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird
gemäß § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB ab-
gesehen.

III Bebauungsplan Nr. 763/O, Bebau-
ungsplan der Innenentwicklung
gemäß § 13a Baugesetzbuch
(BauGB) 

Stadtbezirk Ost – Bettrath-Hoven, Ge-
biet südöstlich der Straße „Am Wol-
tershof“ und nordöstlich der „Süchtel-
ner Straße“ (siehe Abbildung)

„Der Planungs- und Bauausschuss be-
schließt gemäß §§ 1 Abs. 8 und 2 Abs.
1 BauGB in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBl. I S.
2414), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I
S. 1748):

1. Einen Bebauungsplan mit Festset-
zungen im  Sinne des § 30 BauBG
für den im vorliegenden Entwurf des
Bebauungsplanes Nr. 763/O be-
zeichneten Planbereich im Stadt -
bezirk Ost – Bettrath-Hoven, Gebiet
südöstlich der Straße „Am Wolters-
hof“ und nordöstlich der „Süchtel-
ner Straße“, gemäß § 13a BauGB
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im beschleunigten Verfahren aufzu-
stellen.

Planungsziele:
Schaffung der planungsrechtlichen
Voraussetzungen für die Errichtung
von Wohngebäuden sowie die Wieder-
nutzung einer Gewerbebrache.

2. Den vorliegenden Entwurf des Bebau-
ungsplanes Nr. 763/O mit dem Entwurf
der Begründung gemäß § 3 Abs. 2
BauGB öffentlich auszulegen.“

Von der Durchführung einer Umwelt-
prüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB wird
gemäß § 13a Abs. 2 Nr. 1 in Verbin-
dung mit § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB
abgesehen.

Bekanntmachungsanordnung

Gemäß § 2 Abs. 1 BauGB wird der Be-
schluss des Planungs- und Bauausschus-
ses, einen Bebauungsplan aufzustellen,
hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 

Die Entwürfe der vorgenannten Bauleit-
pläne werden mit den Entwürfen der Be-
gründung in der Zeit vom 09.03.2015 bis
einschließlich 08.04.2015 im Fachbereich
Stadtentwicklung und Planung, Rathaus
Rheydt, Eingang G, im Foyer des III. Ober-
geschosses, in den Zeiten

Montag bis Mittwoch
von 07.30 Uhr bis 16.00 Uhr,
Donnerstag
von 07.30 Uhr bis 17.00 Uhr
und Freitag
von 07.30 Uhr bis 12.30 Uhr,

gemäß §§ 3 Abs. 2 und 4a Abs. 3 BauGB
öffentlich ausgelegt. 

Auch können die Entwürfe der Bauleitplä-
ne und der Begründungen während der
Auslegungsfrist im Internet auf der Home-
page der Stadt Mönchengladbach
(http://www.moenchengladbach.de
<Planen, Bauen & Umwelt>
<Bauleitplanung>
<Aktuelle Planungen im Verfahren>)
eingesehen werden.

Während der Auslegungsfrist kann jeder-
mann zu den Planentwürfen schriftlich
oder zur Niederschrift Stellungnahmen
abgeben. Es wird darauf hingewiesen,
dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassung
über den Bauleitplan unberücksichtigt
bleiben können und dass bei Aufstellung
eines Bebauungsplans ein Antrag nach
§ 47 der Verwaltungsgerichtsordnung un-
zulässig ist, soweit mit ihm Einwendungen
geltend gemacht werden, die vom Antrag-
steller im Rahmen der Auslegung nicht
oder verspätet geltend gemacht wurden,
aber hätten geltend gemacht werden kön-
nen.

Hinweis gemäß § 44 Abs. 5 des Bau -
gesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I
S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1

des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I
S. 1748) auf § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 so-
wie Abs. 4 BauGB:

„(3) Der Entschädigungsberechtigte kann
Entschädigung verlangen, wenn die
in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind. Er
kann die Fälligkeit des Anspruches
dadurch herbeiführen, dass er die
Leistung der Entschädigung schrift-
lich bei dem Entschädigungspflich -
tigen beantragt.“

„(4) Ein Entschädigungsanspruch er-
lischt, wenn nicht innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalender -
jahres, in dem die in Absatz 3 Satz 1
bezeichneten Vermögensnachteile
ein getreten sind, die Fälligkeit des
Anspruches herbeigeführt wird.“

Hinweis gemäß § 215 Abs. 2 des Bauge-
setzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I

S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I
S. 1748) auf § 215 Abs. 1 BauGB:

„(1) Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.
1 bis 3 beachtliche Verletzung der
dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des
§ 214 Abs. 2 beachtliche Verlet-
zung der  Vorschriften über das
Verhältnis des Bebauungsplanes
und des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beacht -
liche Mängel des Abwägungsvor-
gangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres
seit Bekanntmachung des Flächen-
nutzungsplanes oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Gemeinde
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unter Darlegung des die Verletzung
begründenden Sachverhalts geltend
gemacht worden sind. Satz 1 gilt ent-
sprechend, wenn Fehler nach § 214
Abs. 2a beachtlich sind.“

Hinweis gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994
(GV. NRW. S. 666); zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember
2013 (GV. NRW. S. 878):

„Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften dieses Gesetzes kann
gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche
Bestimmungen und Flächennutzungsplä-
ne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Ver-
kündung nicht mehr geltend gemacht
werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzei-
geverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtli-
che Bestimmung oder der Flächennut-
zungsplan ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Rats -
beschluss vorher beanstandet 

oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber der Gemeinde vorher
gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet
worden, die den Mangel ergibt.“

Mönchengladbach, den 18.02.2015

Hans Wilhelm Reiners
Oberbürgermeister

Bekanntmachung

Die nachstehende Straße wird gemäß § 6
Abs. 1 des Straßen- und Wegegesetzes
des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG
NRW) in der Fassung der Bekannt -
machung vom 23. September 1995 (GV.
NRW. S. 1028 – SGV. NRW. 91 –), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294), dem
öffentlichen Verkehr gewidmet:

Lagebezeichnung:
Kahle Heide (Gemarkung Mönchenglad-
bach-Land, Flur 84)
1. Stichstraße mit Wendehammer verlau-

fend von Haus-Nr. 50 in nördliche
Richtung bis zu den Garagenflur-
stücken 437 bis 442 (Furstück 453 tlw.)

2. Wohnweg nördlich des Grundstücks
Haus-Nr. 44 verlaufend von der östli-
chen Grenze des Grundstücks Haus-
Nr. 38 in westliche Richtung bis zum
Flurstück 446 (Flurstück 453 tlw.)

3. Wohnweg von Haus-Nrn. 34 bis 38
(Flurstück 453 tlw.)

4. Wohnweg verlaufend entlang den süd-
lichen Grenzen der Flurstücke 433, 435
und 436 in östliche Richtung bis Heh-
nerholt (Flurstück 453 tlw.)

Anmerkung: Der Lageplan kann beim
Fachbereich Tiefbau und Stadtgrün, Ab-
teilung Straßen- und Ingenieurbau, Rat-
haus Rheydt, Zimmer 443 und 444 einge-
sehen werden.

Festsetzungen:
1. Einstufung

Gemeindestraße gemäß § 3 Abs. 4
Nr. 2 StrWG NRW

2. Funktion
Anliegerstraße/Wohnweg

3. Träger der Straßenbaulast
Stadt Mönchengladbach

4. Widmungsbeschränkungen
Zu 1.: Keine.
Zu 2. bis 4.: Die Widmung wird auf die
Benutzungsarten Fußgänger- und Rad-
fahrverkehr beschränkt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Widmungsverfügung kann
innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be, gerechnet vom Tage nach der Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung an,
Klage beim Verwaltungsgericht Düssel-
dorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf,
schriftlich, in elektronischer Form nach
Maßgabe der Verordnung über den elek-
tronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungsgerichten und den Finanzgerichten
im Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO
VG/FG) oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle des
Gerichts erhoben werden.

Mönchengladbach, den 12.02.2015

Stadt Mönchengladbach
als Straßenbaubehörde
Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Andreas Wurff
Techn.Beigeordneter

Bekanntmachung

Im Zuge der Umgestaltung der Markt-
straße entlang der Grundstücke Haus-
Nrn. 17 bis 27 wurde die Fahrbahn der öf-
fentlichen Straße (Gemarkung Rheydt,
Flur 26, Flurstück 422 tlw.) im vorgenann-
ten Bereich auf das im Privateigentum
stehende Grundstück Gemarkung Rheydt,
Flur 26, Flurstück 390 verlegt. Die auf die-
sem Grundstück neu angelegte Fahrbahn
sowie die südlich daran angrenzenden
Parkstände (einschl. Überhangstreifen)
werden mit Zustimmung des Eigentümers
der Allgemeinheit zur Benutzung zur Ver-
fügung gestellt. 
Der für den Ausbau der Fahrbahn und der
Parkstände in Anspruch genommene Teil

des Flurstücks 390 wird daher gemäß § 6
Abs. 1 des Straßen- und Wegegesetzes
des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG
NRW) in der Fassung der Bekannt -
machung vom 23. September 1995 (GV.
NRW. S. 1028 – SGV. NRW. 91 –), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294), dem
öffentlichen Verkehr gewidmet.

Anmerkung: Der Lageplan kann beim
Fachbereich Tiefbau und Stadtgrün, Ab-
teilung Straßen- und Ingenieurbau, Rat-
haus Rheydt, Zimmer 443 und 444 einge-
sehen werden.

Festsetzungen:
1. Einstufung

Sonstige öffentliche Straße gemäß § 3
Abs. 5 StrWG NRW

2. Träger der Straßenbaulast
Stadt Mönchengladbach

3. Widmungsbeschränkungen
Keine

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Widmungsverfügung kann
innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be, gerechnet vom Tage nach der Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung an,
Klage beim Verwaltungsgericht Düssel-
dorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf,
schriftlich, in elektronischer Form nach
Maßgabe der Verordnung über den elek-
tronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungsgerichten und den Finanzgerichten
im Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO
VG/FG) oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle des
Gerichts erhoben werden.

Mönchengladbach, den 12.02.2015

Stadt Mönchengladbach
als Straßenbaubehörde
Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Andreas Wurff
Techn. Beigeordneter

Bekanntmachung

Die nachstehende Straße wird gemäß § 6
Abs. 1 des Straßen- und Wegegesetzes
des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG
NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 1995 (GV.
NRW. S. 1028 – SGV. NRW. 91 –), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294), dem
öffentlichen Verkehr gewidmet:

Lagebezeichnung:
Meerkamper Kirchweg (Gemarkung Gie-
senkirchen, Flur 9)
verlaufend von der südwestlichen Grenze
des Grundstücks Haus-Nr. 12 in nordöst -
liche Richtung bis Konrad-Röpges-Straße
(Flurstück 329 tlw.)
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Anmerkung: Der Lageplan kann beim
Fachbereich Tiefbau und Stadtgrün, Ab-
teilung Straßen- und Ingenieurbau, Rat-
haus Rheydt, Zimmer 443 und 444 einge-
sehen werden.

Festsetzungen:
1. Einstufung

Gemeindestraße gemäß § 3 Abs. 4
Nr. 2 StrWG NRW

2. Funktion
Verkehrsberuhigter Bereich

3. Träger der Straßenbaulast
Stadt Mönchengladbach

4. Widmungsbeschränkungen
Keine

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Widmungsverfügung kann
innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be, gerechnet vom Tage nach der Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung an,
Klage beim Verwaltungsgericht Düssel-
dorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf,
schriftlich, in elektronischer Form nach
Maßgabe der Verordnung über den elek-
tronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungsgerichten und den Finanzgerichten
im Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO
VG/FG) oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle des
Gerichts erhoben werden.

Mönchengladbach, den 12.02.2015

Stadt Mönchengladbach
als Straßenbaubehörde
Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Andreas Wurff
Techn. Beigeordneter

Bekanntmachung

Die nachstehende Straße wird gemäß § 6
Abs. 1 des Straßen- und Wegegesetzes
des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG
NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. September 1995 (GV.
NRW. S. 1028 – SGV. NRW. 91 –), zuletzt
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294), dem
öffentlichen Verkehr gewidmet:

Lagebezeichnung:
Salierstraße (Gemarkung Rheydt, Flur 49)
verlaufend von Merowingerstraße bis Me-
melstraße (Flurstücke 453 tlw. und 618
tlw.)

Anmerkung: Der Lageplan kann beim
Fachbereich Tiefbau und Stadtgrün, Ab-
teilung Straßen- und Ingenieurbau, Rat-
haus Rheydt, Zimmer 443 und 444 ein -
gesehen werden.

Festsetzungen:
1. Einstufung

Gemeindestraße gemäß § 3 Abs. 4
Nr. 2 StrWG NRW

2. Funktion
Anliegerstraße

3. Träger der Straßenbaulast
Stadt Mönchengladbach

4. Widmungsbeschränkungen
Keine

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Widmungsverfügung kann
innerhalb eines Monats nach Bekanntga-
be, gerechnet vom Tage nach der Veröf-
fentlichung dieser Bekanntmachung an,
Klage beim Verwaltungsgericht Düssel-
dorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf,
schriftlich, in elektronischer Form nach
Maßgabe der Verordnung über den elek-
tronischen Rechtsverkehr bei den Verwal-
tungsgerichten und den Finanzgerichten
im Lande Nordrhein-Westfalen (ERVVO
VG/FG) oder zur Niederschrift des Ur-
kundsbeamten der Geschäftsstelle des
Gerichts erhoben werden.

Mönchengladbach, den 12.02.2015

Stadt Mönchengladbach
als Straßenbaubehörde
Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Andreas Wurff
Techn. Beigeordneter

Bekanntmachung

Der Gutachterausschuss für Grundstücks-
werte in der Stadt Mönchengladbach hat
gemäß § 196 des Baugesetzbuches vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) und gemäß
§ 11 (1) der Verordnung über die Gutach-
terausschüsse für Grundstückswerte
(Gutachterausschussverordnung NRW –
GAVO NRW) vom 23.03.2004 (GV. NRW.
S. 146) – in den jeweils gültigen Fassun-
gen – für den Bereich der Stadt Mönchen-
gladbach Bodenrichtwerte ermittelt und in
seiner Sitzung am 05.02.2015 zum Bewer-
tungsstichtag 01.01.2015 beschlossen.

Jedermann kann die Richtwerte im Inter-
net unter www.borisplus.nrw.de einsehen
und von der Geschäftsstelle des Gut -
achterausschusses Auskünfte über die
Bodenrichtwerte verlangen.

Die Bodenrichtwerte werden hiermit
gemäß § 196 (3) des Baugesetzbuches
und gemäß 
§ 11 (5) der Gutachterausschussverord-
nung amtlich bekanntgegeben.

Mönchengladbach, den 05.02.2015

Der Gutachterausschuss 
für Grundstückswerte in der 
Stadt Mönchengladbach

Die Vorsitzende
gez.   E u j e n
Stadtvermessungsrätin

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fachbe-
reich Tiefbau und Stadtgrün, Abteilung
Straßenmanagement –, 41050 Mönchen-
gladbach, vergibt in öffentlicher Aus-
schreibung

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Stadtgebiet Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Instandhaltung / Aktualisierung der weg-
weisenden Beschilderung in Mönchen-
gladbach
Es sind Wegweiser herzustellen und im
ge samten Stadtgebiet verteilt anzubrin-
gen

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
April 2015

Nebenangebote werden zugelassen:
nur bei gleichzeitiger Abgabe eines
Hauptangebotes

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Kunze, Telefon: 02161/25-9050

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort beim Dezernat
Planung, Bauen – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014). 
Sie können auch angefordert werden
unter Fax-Nr. 02161/25-8020 / E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 
Die Höhe der Entschädigung für die Ver-
dingungsunterlagen beträgt 10,00 EUR
und ist an die Stadtsparkasse Mönchen-
gladbach IBAN: DE 20 310 500 00 00000
66001, SWIFT.BIC: MGLSDE33 zuguns -
ten der Stadtkasse Kassenzeichen
6009.1134.9741 zu überweisen. Die Aus-
händigung bzw. der Versand der Unter -
lagen erfolgt erst nach Vorlage des Nach-
weises der Überweisung (ggf. per Fax
oder E-Mail). Bareinzahlung ist nicht mög-
lich. Eine Erstattung der Entschädigung
erfolgt nicht.

Schlusstermin für die Anforderung
von Unterlagen oder die Einsichtnahme:
09.03.2015, 15.00 Uhr

Ablauf der Angebotsfrist:
16.03.2015, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 16.03.2015,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
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Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 441, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten zu -
gelassen (VOB).

Sicherheitsleistung:
keine

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
– Zahlung von Steuern sowie der Beiträ-

ge zur Sozialversicherung und zur Be-
rufsgenossenschaft,

– Straf– oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarzar-
beiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

– Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen

– Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen

– Verpflichtungserklärungen gemäß den
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue– und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18 
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue–
und Vergabegesetz Nordrhein-Westfa-
len

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregister -
gesetzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Mit dem Angebot sind vorzulegen:
___

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue– und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

Zuschlagsfrist:
04.05.2015

Zuschlagskriterien:
80 % Preis
20 % technischer Wert

Zu VOB/A § 12 Abs. 1 Nr. 2 w): Bezirksre-
gierung Düsseldorf – Dezernat 34 –, Post-
fach 30 08 65, 40408 Düsseldorf

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planung, Bauen –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fachbe-
reich Tiefbau und Stadtgrün, Abteilung
Straßenmanagement –, 41050 Mönchen-
gladbach, vergibt in öffentlicher Aus-
schreibung

Ort der Leistung:
Ausbau des städt. LWL-Kabelnetzes

Art und Umfang der Leistung:
Lieferung von LWL-Außenkabel

Aufteilung in Lose:
Nein

Ausführungsfrist:
Mai 2015

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Ruschke, Telefon: 02161/25-9051

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort beim Dezernat
Planung, Bauen – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014). 
Sie können auch angefordert werden
unter Fax-Nr. 02161/25-8020 / E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 
Die Höhe der Entschädigung für die Ver-
dingungsunterlagen beträgt 5,00 EUR und
ist an die Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach IBAN: DE 20 310 500 00 00000
66001, SWIFT.BIC: MGLSDE33 zuguns -
ten der Stadtkasse Kassenzeichen
6009.1134.9741 zu überweisen. Die Aus-
händigung bzw. der Versand der Unter -
lagen erfolgt erst nach Vorlage des Nach-
weises der Überweisung (ggf. per Fax
oder E-Mail). Bareinzahlung ist nicht mög-
lich. Eine Erstattung der Entschädigung
erfolgt nicht.

Schlusstermin für die Anforderung
von Unterlagen oder die Einsichtnahme:
11.03.2015, 15.00 Uhr

Ablauf der Angebotsfrist:
18.03.2015, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440
– schriftlich

Sicherheitsleistung:
Keine

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVL)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Beiträ-

ge zur Sozialversicherung und zur Be-
rufsgenossenschaft,

- Straf– oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarzar-
beiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue– und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue–
und Vergabegesetz Nordrhein-Westfa-
len

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

• aktuelle Unbedenklichkeitsbescheini-
gung des Finanzamtes

Folgende Nachweise aus dem Leistungs-
verzeichnis:
keine

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Bindefrist:
29.04.2015

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planung, Bauen –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fachbe-
reich Tiefbau und Stadtgrün, Abteilung
Straßenmanagement –, 41050 Mönchen-
gladbach, vergibt in öffentlicher Aus-
schreibung

Ort der Leistung:
Stadtgebiet Mönchengladbach

Art und Umfang der Leistung:
Bau und Instandhaltung von Fußgänger -
überwegen
Lieferung von 16 innenbeleuchteten Ver-
kehrszeichen 350 mit LED-Technik

Aufteilung in Lose:
Nein
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Ausführungsfrist:
April 2015 

Fachliche Auskunft erteilt:
Herr Kunze, Telefon: 02161/25-9050

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort beim Dezernat
Planung, Bauen – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014). 
Sie können auch angefordert werden un-
ter Fax-Nr. 02161/25-8020 / E-mail
Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 
Die Höhe der Entschädigung für die Ver-
dingungsunterlagen beträgt 5,00 EUR und
ist an die Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach IBAN: DE 20 310 500 00 00000
66001, SWIFT.BIC: MGLSDE33 zuguns -
ten der Stadtkasse Kassenzeichen
6009.1134.9741 zu überweisen. Die Aus-
händigung bzw. der Versand der Unter -
lagen erfolgt erst nach Vorlage des Nach-
weises der Überweisung (ggf. per Fax
oder E-Mail). Bareinzahlung ist nicht mög-
lich. Eine Erstattung der Entschädigung
erfolgt nicht.

Schlusstermin für die Anforderung
von Unterlagen oder die Einsichtnahme:
12.03.2015, 15.00 Uhr

Ablauf der Angebotsfrist:
19.03.2015, 11.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440
– schriftlich

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVL)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Beiträ-

ge zur Sozialversicherung und zur Be-
rufsgenossenschaft,

- Straf– oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarzar-
beiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen.

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen.

- Verpflichtungserklärungen gemäß der
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue– und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue–
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Zuschlagskriterien:
90 % Preis
10 % Verbrauchte Energie in Watt 

Bindefrist:
30.05.2015

Mit der Abgabe eines Angebots unterliegt
der Bewerber den Bestimmungen über
nicht berücksichtigte Angebote gem. § 19/
§22 EG VOL/A.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten nicht
zugelassen (VOL).

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planung, Bauen –

Öffentliche Ausschreibung

Die Stadt Mönchengladbach – Fach -
bereich Tiefbau und Stadtgrün, Abteilung
Unterhaltung öffentl. Grün, Bewirtschaf-
tung komm. Waldflächen –, 41050 Mön-
chengladbach, vergibt in öffentlicher Aus-
schreibung

Art des Auftrages:
Bauauftrag

Ort der Ausführung:
Neuanlage eines Teils der Zaunanlagen in
verschiedenen Kleingartenanlagen (KGA)

Art und Umfang der Leistung:
Lieferung und Montage und Demontage
sowie Bauzaunlieferung folgender Zaun-
anlagen
KGA Rheydt-Güdderath e.V., Konnental 5,
ca. 65 m
KGA Lürrip e.V., Habichtstraße 21,
ca. 107 m
KGA Winandsberg e.V., Haiderfeldstraße
46, ca. 25 m

Aufteilung in Lose:
3 Lose

Angebote sind möglich für:
alle Lose

Art und Umfang der einzelnen Lose:
Lose entsprechen einzelne Kleingärten,
alle Lose aufgeteilt in Lieferung, Montage,
Demontage, Bauzaunlieferung

Ausführungsfrist:
Frühjahr 2015 

Nebenangebote werden zugelassen:
Nein

Fachliche Auskunft erteilt:
Frau Ashauer, Telefon: 02161/25-6813

Die Angebotsunterlagen sind erhältlich
und einzusehen ab sofort beim Dezernat
Planung, Bauen – VI/V – Vergabestelle –,
41050 Mönchengladbach, Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Ober -
geschoss, Zimmer 440 (Telefon 02161/
25-8014). 
Sie können auch angefordert werden
unter Fax-Nr. 02161/25-8020 / E-mail

Zentrale-Vergabestelle-DezernatVI@
moenchengladbach.de 
Die Höhe der Entschädigung für die Ver-
dingungsunterlagen beträgt 5,00 EUR und
ist an die Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach IBAN: DE 20 310 500 00 00000
66001, SWIFT.BIC: MGLSDE33 zuguns-
ten der Stadtkasse Kassenzeichen
6009.1134.9741 zu überweisen. Die Aus-
händigung bzw. der Versand der Unterla-
gen erfolgt erst nach Vorlage des Nach-
weises der Überweisung (ggf. per Fax
oder E-Mail). Bareinzahlung ist nicht mög-
lich. Eine Erstattung der Entschädigung
erfolgt nicht.

Schlusstermin für die Anforderung
von Unterlagen oder die Einsichtnahme:
12.03.2015, 15.00 Uhr

Ablauf der Angebotsfrist:
19.03.2015, 10.30 Uhr

Einzureichen in deutscher Sprache bei:
Vergabestelle, Rath. Rheydt
Markt 11 (Eingang E)
4. Obergeschoss, Zimmer 440

Die Submission findet am 19.03.2015,
10.30 Uhr, Verwaltungsgebäude Rathaus
Rheydt, Markt 11 (Eingang E), 4. Oberge-
schoss, Zimmer 441, statt.
Bei der Eröffnung der Angebote sind die
Bieter bzw. ihre Bevollmächtigten zuge-
lassen (VOB).

Auf Ziffer 29 der städt. Bedingungen (ZVB)
über die Zahlungsweise wird besonders
hingewiesen.

Folgende Eignungsnachweise werden ge-
fordert:
Eigenerklärungen zur/zum: 
- Zahlung von Steuern sowie der Beiträ-

ge zur Sozialversicherung und zur Be-
rufsgenossenschaft,

- Straf– oder Bußgeldverfahren in den
letzten 2 Jahren nach dem Schwarzar-
beiterbekämpfungsgesetz oder dem
Arbeitnehmerentsendegesetz

- Erfüllung der gewerberechtlichen Vor-
aussetzungen

- Vorliegen gültiger Arbeitsgenehmigun-
gen

- Verpflichtungserklärungen gemäß den
Vorgaben des § 4 (Tariftreuepflicht,
Mindestlohn) in Verbindung mit § 8 Ta-
riftreue– und Vergabegesetzes Nord-
rhein-Westfalen sowie der §§ 18
(Berücksichtigung sozialer Kriterien)
und 19 (Frauenförderung) Tariftreue–
und Vergabegesetz Nordrhein-West -
falen

Über diese Eigenerklärungen hinaus wer-
den folgende Unterlagen gefordert:

Bestätigung der Einwohnermeldebehörde
über die Beantragung der Erteilung eines
Auszuges aus dem Bundeszentralregister
(§ 30 Abs. 5 des Bundeszentralregisterge-
setzes), welcher
• auf Verlangen der Vergabestelle vorzu-

legen ist.
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Ausländische Bieter haben gleichwertige
Bescheinigungen ihres Herkunftslandes
vorzulegen. Die Vorlage ist zur Objektivie-
rung der Eigenerklärung erforderlich

Die Erteilung des Auftrages kann von fol-
genden Nachweisen abhängig gemacht
werden:
• Nachweise zur Beitragsentrichtung zur

gesetzlichen Sozialversicherung und
der gemeinsamen Einrichtung der Ta-
rifvertragsparteien gemäß § 7 Tarif-
treue- und Vergabegesetz Nordrhein-
Westfalen

Zuschlagsfrist:
18.04.2015

Zuschlagskriterien:
100 % Preis

Zu VOB/A § 12 Abs. 1 Nr. 2 w): Bezirksre-
gierung Düsseldorf – Dezernat 34 –, Post-
fach 30 08 65, 40408 Düsseldorf

Stadt Mönchengladbach
Der Oberbürgermeister
– Dezernat Planung, Bauen –
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Der Umlegungsausschuss gibt bekannt:
UMLEGUNGSAUSSCHUSS DER STADT
MÖNCHENGLADBACH

Bekanntmachung

Umlegung  nach  dem  Baugesetzbuch
Umlegungsverfahren 
„Loosenweg“  U 128

Es wird hiermit gemäß § 71 Baugesetz-
buch (BauGB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. September 2004
(BGBl. I. S. 2414) – in der zur Zeit gelten-
den Fassung – bekanntgemacht, dass der
Umlegungsausschuss der Stadt Mön-

chengladbach für die Grundstücke Ge-
markung Neuwerk, Flur 23, Flurstücke
798, 799, 838 und 839 in seiner Sitzung
am 03.02.2015 im Einvernehmen mit den
Beteiligen einen Beschluss gemäß § 73
Baugesetzbuch gefasst hat, durch den die
Eigentumsverhältnisse und sonstigen
dinglichen Rechte an den Grundstücken
nach Eintritt der Unanfechtbarkeit des
Umlegungsplanes Loosenweg geändert
werden.

Der Beschluss ist mit seiner Zustellung an
die Beteiligten am 12.02.2015 unanfecht-
bar geworden.

Mönchengladbach, den 20.02.2015

Der Vorsitzende
des Umlegungsausschusses
der Stadt Mönchengladbach

(L.S.) gez. Dr. Coenen

Dr. Coenen
Kreisdirektor

Einladung

Die Mitglieder der Jagdgenossenschaft
Mönchengladbach 1 werden hiermit ein-
geladen zur Hauptversammlung am 
Donnerstag, dem  26. März 2015  –
20.00 Uhr
im Haus Heiligenpesch, Mönchenglad-
bach-Hehn

Tagesordnung
1. Eröffnung und Begrüßung
2. Niederschrift über die Hauptver-

sammlung vom 24.03.2014
3. Bericht über die Tätigkeit des Vor-

standes
4. Jahresrechnung 2014/2015
5. Bericht der Kassenprüfer
6. Genehmigung der Jahresrechnung

2014/2015
7. Entlastung des Vorstandes und des

Kassenführers
8. Wahl eines Kassenprüfers
9. Haushaltsplan 2015/2016

10. Veränderungen im Revier III – Gerke-
rath – 

11. Genehmigung von Jagderlaubnis-
scheinen

12. Verschiedenes

gez. Walter Pflipsen (Jagdvorsteher)

Einladung

die Mitglieder der Jagdgenossenschaft
Mönchengladbach III/4 – Beckrath – wer-
den hiermit zu einer Jagdgenossen-
schaftsversammlung für 

Mittwoch, 04. März 2015, 19,00 Uhr,

in die Gaststätte Wey-Stübel, 41189 Mön-
chengladbach-Beckrath, An der Wey,
freundlichst eingeladen.

Tagesordnung

1.) Feststellung über die ordnungs-
gemäße Einladung und Beschluss -
fähigkeit

2.) Niederschrift über die letzte Jagdge-
nossenschaftsversammlung

3.) Vorlage des Kassenberichts
4.) Bestellung der Kassenprüfer
5.) Ergänzungswahl zum Jagdvorstand
6.) Änderung der Satzung
7.) Verpachtung des Jagdbezirks
8.) Verschiedenes

Mönchengladbach, den 05. Febr. 2015

Der Vorsitzende

Aufgebot
eines Sparkassenbuches

Für das nachstehend aufgeführte verlo-
rengegangene Sparkassenbuch, ausge-
stellt von der Stadtsparkasse Mönchen-
gladbach, ist die Kraftloserklärung bean-
tragt worden:

Sparkassenbuch-Nr.:

3402295947

Der/Die Inhaber/in des vorgenannten
Sparkassenbuches wird aufgefordert, bin-
nen drei Monaten, spätestens am 6. Mai
2015, seine/ihre Rechte anzumelden und
das Sparkassenbuch vorzulegen, andern-
falls wird dieses für kraftlos erklärt.

Mönchengladbach, den 6. Februar 2015

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand



Kraftloserklärung
eines Sparkassenbuches

Das nachstehend aufgeführte verlorenge-
gangene Sparkassenbuch, ausgestellt
von der Stadtsparkasse Mönchenglad-
bach, wurde am 17.02.2015 durch Be-
schluss des Sparkassenvorstandes für
kraftlos erklärt:

Sparkassenbuch-Nr.:

3500233592

Dieser Beschluss des Sparkassenvorstan-
des kann nur durch Klage nach Maßgabe
der §§ 957, 958 ZPO angefochten wer-
den.

Mönchengladbach, den 18. Februar 2015

STADTSPARKASSE
MÖNCHENGLADBACH
Der Vorstand

Fachbereich Verwaltungsentwicklung und -service · Weiherstraße 21 · 41050 Mönchengladbach
Postvertriebsstück · Entgelt bezahlt · 2757 · ISSN 0934 - 8964 -

„Amtsblatt der Stadt Mönchengladbach“ - Herausgeber:
Der Oberbürgermeister - Fachbereich Verwaltungsent-
wicklung und -service, Weiherstraße 21, 41050 Mön-
chengladbach, Telefon (0 2161) 25-2565 oder 25-2563.
Das Amtsblatt erscheint in der Regel am 15. und Letzten
eines Monats. Der Jahresbezugspreis einschließlich
Postzustellgebühren beträgt 20,45 EURO, zahlbar im
Voraus nach Erhalt der Rechnung. Einzelexemplare wer-
den im Fachbereich Verwaltungsentwicklung und
-service zum Preis von 0,77 EURO abgegeben. In den
Stadtbibliotheken und in den Bezirksverwaltungsstellen
liegt das Amtsblatt zur Einsichtnahme aus. Neu- bzw.
Abbestellungen nimmt der Fachbereich Verwaltungsent-
wicklung und -service nur schriftlich entgegen. Kün-
digungen sind bis spätestens 30. November (Post-
stempel) nur zum Ende des Jahres möglich. - Druck:
Peter & Walter Pies, 41065 Mönchengladbach.

42

Stadt Mönchengladbach, Weiherstr. 21, 41050 Mönchengladbach
Postvertriebsstück, DPAG, Entgelt bezahlt


